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übergreifenden Zusammenarbeit in der agilen Softwareentwicklung am
Beispiel des Industriestandards SAFe1
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zeigte sich skeptisch gegenüber der „zunehmende[n] Ten-
denz, Märkte ex ante regulieren zu wollen (‚market by
design‘).“29 Gerade in den komplex vernetzten Lieferketten
der automobilen Wertschöpfung seien Eingriffe einer regu-
lativ agierenden Behörde für Abnehmer und Vorlieferanten
des von den Maßnahmen betroffenen Unternehmen kaum
zu bewältigen.

VII. Zusammenfassung und Ausblick

Trotz der im Zuge der Behandlung im Wirtschaftsausschuss
vorgenommenen Anpassungen am Regierungsentwurf ist
die Kritik der Unternehmensverbände an den weitreichen-
den Eingriffsbefugnissen durchaus nachvollziehbar. In
einem Gastbeitrag in der F.A.Z. betonten Inderst/Thomas
jüngst den Schutz wettbewerblicher Dynamiken als zentra-
len Legitimationsgrund für das Kartellrecht. Ihre griffige

Schlussfolgerung lautete: „[D]er Wettbewerbsschutz stößt
an konzeptionelle Grenzen, wenn er versucht, ‚bessere‘ Er-
gebnisse zu erzielen als es die im Wettbewerb handelnden
Akteure [. . .] tun.“30 Die Entscheidung im Bundesrat über die
11. GWB-Novelle fällt voraussichtlich am 29.9.2023.31 Wir
werden berichten.

29 Vgl. zu beiden Aspekten auch: „Paradigmenwechsel im Wettbewerbs-
recht – Schaden für den Standort Deutschland – Kurzposition der
Deutschen Wirtschaft zum sog. Wettbewerbsdurchsetzungsgesetz
(11. GWB-Novelle)“, abrufbar unter https://bdi.eu/artikel/news/parad
igmenwechsel-im-wettbewerbsrecht-innovationen-investitionen (zu-
letzt abgerufen am 31.7.2023).

30 Inderst/Thomas, Bedrohte Freiheit, F.A.Z. vom 7.7.2023, S.18.
31 Vgl. Forschungsinstitut für Wirtschaft und Wettbewerb e. V. („FIW“),

„11. GWB-Novelle: 2. und 3. Lesung im Bundestag“, Presseerklärung
vom 13.7.2023, abzurufen unter http://www.fiw-online.de/de/aktuell
es/aktuelles/11.-gwb-novelle-2.-und-3.-lesung-im-bundestag (zu-
letzt abgerufen am 31.7.2023).

RA Dr. Till Naruisch, LL.M. (Dundee) und RA Manuel Poncza*

Product Compliance: Anforderungen an das
Beschwerdemanagement von Herstellern von Kraftfahrzeugen
nach Art.13 Abs. 7 der Verordnung (EU) 2018/858

Die Verordnung (EU) 2018/8581 (nachfolgend „VO (EU)
2018/858“) stellt Hersteller, Einführer und Händler von
Kraftfahrzeugen vor neue Compliance-Herausforderungen.
Eine bereichsspezifisch neu statuierte Anforderung ist die
Dokumentation und Prüfung eingegangener Beschwerden
nach Art.13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858.
Diese Verpflichtung offenbart bei kritischer Prüfung auf
Tatbestands- und auf Rechtsfolgenseite erheblichen Aus-
legungsspielraum. Worin dieser Auslegungsspielraum be-
steht und welche Probleme er für Hersteller bei der Ein-
pflegung in bestehende Product Compliance-Systeme mit
sich bringen kann, soll im Rahmen dieses Beitrags darge-
stellt werden.

I. Regulatorische Hintergründe und vergleichbare
Verpflichtungen aus anderen Rechtsbereichen

Die Pflicht zur Dokumentation und Prüfung von Beschwer-
den ist kein Novum der VO (EU) 2018/858 im Automobil-
sektor.2 Vereinzelt regeln allgemeine und bereichsspezifi-
sche Normen die Verpflichtung zur Einführung von Be-
schwerdemanagementsystemen oder eines sogenannten
Beschwerdebuchs.3 Schließlich kann jede Reklamation oder
Kundenbeschwerde auf einen Serienschaden hinweisen
und Feldmaßnahmen nach sich ziehen.

Eingehende Beschwerden aus dem Feld von Kunden,
Händlern oder Dritten erreichen Unternehmen, insbeson-
dere bei dezentral organisierten Vertriebsstrukturen, an
den verschiedensten Stellen. Die Gewährleistung einer
zentralisierten Eingangs- und Bewertungsfunktion von
Beschwerden ist keine organisatorische Selbstverständ-
lichkeit.

1. Allgemeine Pflichten der Marktüberwachungsbehör-
den

Die allgemeinen Verpflichtungen der Hersteller, nur
sichere und den technischen Anforderungen entsprechen-
de Kfz-Produkte in Verkehr zu bringen, werden flankiert
von entsprechenden Überwachungsaufgaben und -pflich-
ten der Marktüberwachungsbehörden. Die Marktüber-
wachungsbehörden sind bei der Ausführung ihrer Tätig-
keiten allgemein verpflichtet, nach einem risikobasierten
Ansatz vorzugehen und namentlich Verbraucher-
beschwerden und andere auf Nichtkonformität hindeu-
tende Informationen zu berücksichtigen.4 So müssen die
Marktüberwachungsbehörden gewährleisten, dass die
Verbraucher und andere Betroffene bei den zuständigen
Behörden Beschwerden einlegen können und dass diesen
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* Mehr über die Autoren erfahren Sie auf S. III und IV.
1 Verordnung (EU) 2018/858 des Europäischen Parlaments und des

Rates vom 30.5.2018 über die Genehmigung und die Marktüber-
wachung von Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern sowie
von Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten
für diese Fahrzeuge, zur Änderung der Verordnungen (EG)
Nr. 715/2007 und (EG) Nr. 595/2009 und zur Aufhebung der Richtli-
nie 2007/46/EG.

2 Vgl. allgemein zur neuen VO (EU) 2018/858: Gaupp, Type Approval
Legislation for Road Vehicles, S. 133; Naruisch/Degen/Labza, RAW
2020, 88; Wagner/Karagkouni, EuZW, 2019, 108; Wiebe/Schucht,
NZV 2022, 209 und zur historischen Entwicklung Siebert, Das Typge-
nehmigungsverfahren für Kraftfahrzeuge, 2019, S. 29 sowie zur Ver-
stärkung der Marktüberwachung in der EU allgemein: Seehafer, ZfPC
2022, 27.

3 Der Begriff ist produktsicherheitsrechtlich geprägt und lässt sich auf
den Wortlaut der Produktsicherheits-RL 2001/95/EG zurückführen.

4 Vgl. Art. 11 Abs. 3 lit. e) VO (EU) 2019/1020; vgl. allgemein zur neuen
EU-Marktüberwachungsverordnung 2019/1020 sowie zur Abgren-
zung zur VO (EU) 2018/858: Seehafer, ZfPC 2022, 27, 28.



Beschwerden in angemessener Weise nachgegangen
wird.5

Nach Art. 8 Abs.1 lit. b VO (EU) 2018/858 berücksichtigen
die Marktüberwachungsbehörden bei der Durchführung ih-
rer Kontrollen im Kfz-Sektor mit Gründen versehene Be-
schwerden. Eine vergleichbare Regelung enthält auch Art. 9
VO (EU) 2018/858 hinsichtlich der Marktüberwachung
durch die Kommission, das heißt bei Durchführung der
Prüfungen und Inspektionen berücksichtigt die Kommissi-
on unter anderem mit Gründen versehene Beschwerden.

2. Pflichten der Wirtschaftsakteure aus allgemeinen und
bereichsspezifischen Regelungen

Die Aufnahme der Verpflichtung der Hersteller zur Führung
eines Verzeichnisses von Beschwerden in Art. 13 Abs. 7 VO
(EU) 2018/858 ist keine gänzlich unbekannte Verpflichtung.
Vielmehr sind sogenannte Beschwerdebücher bereits aus
unterschiedlichen anderen Rechtsbereichen bekannt und
bewährt.6 Ein Beschwerdebuch dient der Dokumentation
eingegangener Beschwerden.7 Gegenstand dieser Be-
schwerden ist regelmäßig ein in Verkehr gebrachtes Pro-
dukt.8

Das deutsche Produktsicherheitsrecht statuiert beispiels-
weise in § 6 Abs. 3 Nr. 2 ProdSG die Pflicht, dass Her-
steller, deren Bevollmächtigte und Einführer Beschwerden
über Verbraucherprodukte, die im Rahmen ihrer Ge-
schäftstätigkeit auf dem Markt bereitgestellt wurden, zu
prüfen und, falls erforderlich, ein Beschwerdebuch zu füh-
ren haben.9 Zudem sind die Händler über weitere das
Verbraucherprodukt betreffende Maßnahmen zu unter-
richten.

Neben dieser allgemeinen produktsicherheitsrechtlichen
Regelung statuieren beispielsweise das Recht der Tabak-
erzeugnisse oder der Online-Vermittlungsdienste weitere
bereichsspezifische Vorgaben. Insofern regelt etwa § 16
Abs. 2 Nr. 2 TabakerzG, dass Hersteller, Importeure und
Händler verpflichtet sind, Beschwerden über in den Verkehr
gebrachte elektronische Zigaretten oder Nachfüllbehälter
zu prüfen. Falls erforderlich, haben sie die Beschwerden in
einem Beschwerdebuch zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der eingehenden Beschwerden, deren Ergebnisüber-
prüfungen und der getroffenen Maßnahmen ist wesent-
licher Bestandteil einer ordnungsgemäßen Organisation
des Unternehmens.10

Noch umfassender statuiert Art. 11 VO (EU) 2019/115011

die Pflicht von Anbietern von Online-Vermittlungsdiens-
ten, ein internes System für die Bearbeitung von Be-
schwerden gewerblicher Nutzer einzurichten.12 Dieses in-
terne Beschwerdemanagementsystem muss für gewerb-
liche Nutzer leicht zugänglich und kostenfrei sein und
eine Bearbeitung innerhalb eines angemessenen Zeitrah-
mens sicherstellen. Es muss auf den Grundsätzen der
Transparenz, der Gleichbehandlung in gleichen Situatio-
nen und der Behandlung von Beschwerden in einer Art
und Weise beruhen, die ihrer Bedeutung und ihrer Kom-
plexität angemessen ist.13

3. Die Produktverantwortlichkeit nach der VO (EU)
2018/858

Mit der Einführung der VO (EU) 2018/858 wurde der re-
gulatorische Rahmen für die EU-Typgenehmigung ins-

besondere durch die Einführung von Bestimmungen über
die Marktüberwachung erheblich ausgeweitet.14 Hierbei
wurden insbesondere die jeweiligen Pflichten der Wirt-
schaftsakteure in der Lieferkette im Hinblick auf das In-
verkehrbringen bzw. das Bereitstellen auf dem Markt von
Kfz-Produkten erweitert und den Marktüberwachungs-
behörden der Mitgliedstaaten Maßnahmen an die Hand
gegeben, die zu ergreifen sind, wenn auf dem Markt Kfz-
Produkte angetroffen werden, die ernste Sicherheits- oder
Umweltrisiken aufweisen, den Verbraucherschutz schwä-
chen oder die Typgenehmigungsanforderungen nicht er-
füllen.15

Um sicherzustellen, dass alle auf dem Markt bereitgestell-
ten Fahrzeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen
technischen Einheiten ein hohes Sicherheits- und Umwelt-
schutzniveau bieten, sollte der Hersteller oder jeder andere
Wirtschaftsakteure in der Lieferkette angemessene Abhil-
femaßnahmen, einschließlich des Rückrufs von Fahrzeu-
gen, ergreifen, wenn ein Fahrzeug, System, Bauteil oder
eine selbstständige technische Einheit eine ernste Gefahr
für die Benutzer oder die Umwelt darstellt.16 Dieser Ge-
danke ist Grundlage der in den Art. 13 ff. VO (EU)
2018/858 genannten Pflichten der Hersteller, Einführer
und Händler, welche einerseits Anforderungen an die Pro-
dukte im Vorfeld und Zeitpunkt des Inverkehrbringens
beinhalten und andererseits Pflichten regeln, die nach
diesem Zeitpunkt einzuhalten sind. Die Wirtschaftsakteure
sind im Rahmen von sogenannten Nachmarktpflichten
dazu verpflichtet, durch geeignete Verfahren die Konfor-
mität der von ihnen in den Verkehr gebrachten Produkte
sicherzustellen, indem sie beispielsweise verhältnismäßige
Korrekturmaßnahmen ergreifen, Stichproben durchführen
oder gegebenenfalls das Produkt endgültig zurückrufen.17

Diese Nachmarktpflichten sind Ausdruck der zivil- und
strafrechtlichen Sorgfaltspflichten und dienen der Bewer-
tung eines Organisationsverschuldens auf Grundlage der
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5 Vgl. Art. 11 Abs. 7 Lit. a) VO (EU) 2019/1020 sowie allgemein zur
Verpflichtung der Öffentlichkeit, vgl. Bekanntmachung der Kommis-
sion, Leitfaden für die Umsetzung der Produktvorschriften der EU
2022 („Blue Guide“) vom 29.6.2022, 2022/C 247/01, Abschnitt 7.3.3,
S. 108.

6 Vgl. zu bereichsspezifischen Beschwerdemanagementsystemen Pelz
in: Hauschka/Moosmayer/Lösler, Corporate Compliance, 3. Aufl.,
§ 20 Rn. 89 (AGG); Gebauer/Niermann in: Hauschka/Moosmayer/Lös-
ler, Corporate Compliance, 3. Aufl., § 48 Rn 56 und Bürkle in:
Hauschka/Moosmayer/Lösler, Corporate Compliance, 3. Aufl., § 49
Rn. 46.

7 Vgl. Schütte in: Produkthaftung- und Produktsicherheitsrecht § 6
Rn. 51 und 54.

8 Vgl. Häberle in: Strafrechtliche Nebengesetze ProdSG § 6 Rn. 5.
9 Schütte in: Produkthaftungs- und Produktsicherheitsrecht § 6 Rn. 47.;

Häberle in: Strafrechtliche Nebengesetze ProdSG § 6 Rn. 5.
10 Sosnitza/Meisterernst in: LebensmittelR/Horst TabakerzG § 16 Rn. 23.

Rohnfelder in: Strafrechtliche Nebengesetze TabakerzG § 16 Rn. 2;
Boch in: Tabakerzeugnisgesetz § 16 Rn. 2.

11 Verordnung (EU) 2019/1150 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 20.6.2019 zur Förderung von Fairness und Transparenz für
gewerbliche Nutzer von Online-Vermittlungsdiensten.

12 Alexander in: Köhler/Bornkamm/Feddersen, UWG P2B-VO Art. 11
Rn. 28.

13 Tribess in: Beck’scher Online-Kommentar UWG, Fritzsche/Münker/
Stollwerck P2B-VO Art. 11 Rn. 37.

14 Vgl. Gaupp, Type Approval Legislation for Road Vehicles, S. 133;
Naruisch/Degen/Labza, RAW 2020, 88; Wagner/Karagkouni, EuZW,
2019, 108; Wiebe/Schucht, NZV 2022, 209.

15 Vgl. Erwägungsgrund 10 VO (EU) 2018/858.
16 Vgl. Erwägungsgrund 45 VO (EU) 2018/858.
17 Nusser in: Multimedia-Recht Teil 31 Rn. 74; Kapoor in: Klindt,

ProdSG, § 6 Rn. 55.



dem Produktverantwortlichen zur Verfügung stehenden
Informationen.18

Übergeordneter Zweck der VO (EU) 2018/858 ist dabei,
sowohl den fairen Wettbewerb, als auch das einwandfreie
Funktionieren des Binnenmarktes sicherzustellen.19 Die
Verordnung reformiert den durch die RL 2007/46/EG
gesetzten Typgenehmigungsrahmen unter anderem
hinsichtlich der Pflichten von Wirtschaftsakteuren und
bezüglich ergänzender Marktüberwachungsbestimmun-
gen.20

II. Die Anforderung des Art.13 Abs. 7 VO (EU)
2018/858

Art.13 VO (EU) 2018/858 statuiert eine Vielzahl allgemei-
ner Herstellerpflichten im Zusammenhang mit der Einhal-
tung von Produktanforderungen, zur Produktverantwort-
lichkeit und Produktkennzeichnung.21 In diesem Zusam-
menhang sind die Nachmarktpflichten des Herstellers ge-
mäß Art. 13 Abs. 7 in Verbindung mit Art. 14 VO (EU)
2018/858 einzuordnen.

1. Nachmarktpflichten: Ernste Gefahr und Nichtkonfor-
mität des Kfz-Produkts

Nach Art. 13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858 sind Hersteller zur
Einführung eines Beschwerdemanagementsystems und na-
mentlich zur Verzeichnung von Beschwerden, also in der
tradierten produktsicherheitsrechtlichen Terminologie zur
Führung eines sogenannten Beschwerdebuchs, verpflich-
tet.22

Dies ist im Zusammenhang mit den zentralen Nachmarkt-
pflichten aus Art. 14 Abs.1 und 2 VO (EU) 2018/858 zu
verstehen: Nach Absatz 1 ist ein Hersteller bei Nichtkon-
formität eines in Verkehr gebrachten Kfz-Produkts ver-
pflichtet, unverzüglich die Abhilfemaßnahmen zu ergrei-
fen, die erforderlich sind, um die Konformität des Kfz-
Produkts herzustellen oder es gegebenenfalls vom Markt
zu nehmen oder es zurückzurufen.23 Der Hersteller unter-
richtet die Genehmigungsbehörde, die die Typgenehmi-
gung erteilt hat, unverzüglich im Einzelnen über die
Nichtkonformität und alle ergriffenen Maßnahmen. Wenn
das Kfz-Produkt (zusätzlich) eine ernste Gefahr darstellt,
ist der Hersteller nach Absatz 2 verpflichtet, unverzüglich
und ausführlich die Genehmigungs- und Marktüber-
wachungsbehörden über die Gefahr und alle in diesem
Zusammenhang ergriffenen Maßnahmen zu unterrich-
ten.24

Die Schaffung und Führung eines Beschwerdemanage-
mentsystems, inklusive eines Beschwerdeverzeichnisses
nach Art. 13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858, ermöglicht dem
Hersteller eine Kenntniserlangung und Bewertung von Be-
schwerden, damit er seinen Nachmarktpflichten bei Nicht-
konformität oder ernster Produktgefahr entsprechen
kann.25

Neben dem Hersteller treffen auch Bevollmächtigte, Ein-
führer und Händler Pflichten aus der VO (EU) 2018/858 in
Bezug auf Beschwerden.26 Unabhängig davon sollte der
Hersteller seine Vertragspartner als weitere Wirtschafts-
akteure in der Absatzkette vertraglich dazu verpflichten,
etwaige das Kfz-Produkt betreffende Beschwerden an ihn
weiterzuleiten. Bisweilen spricht man von einer sinnvollen

vertraglichen Einbindung des Händlernetzes im Sinne eines
„Frühwarnsystems“.27

2. Beschwerdemanagementsystem und Beschwerdever-
zeichnis

Die Hersteller sind nach Art. 13 Abs. 7 Uabs. 1 VO (EU)
2018/858 zunächst verpflichtet, eingegangene Beschwer-
den über Risiken, mutmaßliche Vorkommnisse oder Prob-
leme bei der Nichteinhaltung der Vorschriften bei Fahr-
zeugen, Systemen, Bauteilen, selbständigen technischen
Einheiten, Teilen oder Ausrüstung, die sie in Verkehr ge-
bracht haben, zu prüfen.28 Damit ist ein dokumentiertes
Beschwerdemanagementsystem gemeint, aus welchem
sich ergibt, zu welchem Zeitpunkt welche Beschwerden
zu einem bestimmten Kfz-Produkt eingegangen sind und
wie mit diesen Beschwerden im Nachgang umgegangen
wurde.

Nach Art. 13 Abs. 7 Uabs. 2 VO (EU) 2018/858 sind Her-
steller zusätzlich verpflichtet, jede einzelne dieser Be-
schwerden zu verzeichnen und im Fall mit Gründen ver-
sehener Beschwerden die Händler und Einführer davon zu
unterrichten.

Dieser Dreiklang rechtlicher Anforderungen an die Prü-
fung und Dokumentation von Beschwerden mag auf den
ersten Blick plausibel erscheinen. Eine genauere Prüfung
offenbart jedoch, dass sämtliche dieser Verpflichtungen in
ihrer konkreten Ausgestaltung aufgrund unklarer Aus-
legungsmaßstäbe für die verwendeten unbestimmten
Rechtsbegriffe denkbar großen Interpretationsspielraum
zulassen. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund, dass
Aufsichtsbehörden in praxi gelegentlich die Vorlage des
Beschwerdebuchs verlangen, beachtlich.

a) Die Pflicht zur Prüfung von Beschwerden
Art. 13 Abs. 7 Uabs. 1 VO (EU) 2018/858 verpflichtet die
Hersteller zur Prüfung sämtlicher eingegangenen Be-
schwerden über Risiken, mutmaßliche Vorkommnisse oder
Probleme bei der Nichteinhaltung der Vorschriften.

aa) Jede eingegangene Beschwerde
Die Formulierung des Art. 13 Abs. 7 Uabs.1 VO (EU)
2018/858 ist zunächst vom Wortlaut her sehr weit, sodass
die Verpflichtung zur Prüfung von Beschwerden jede Be-
schwerde über Risiken, mutmaßliche Vorkommnisse oder
Probleme bei der Nichteinhaltung der Vorschriften bei Kfz-
Produkten umfasst. Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um
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18 Vgl. Kapoor, in: Klindt, ProdSG, § 6 Rn. 62.
19 Vgl. Erwägungsgrund 3 VO (EU) 2018/858; Wiebe/Schucht in: Die

neue EU-Typgenehmigungsverordnung, NZV 2022, 209.
20 Der Vorgänger-Rechtsakt (Richtlinie 2007/46/EG) enthielt seinerzeit

noch keine entsprechende Verpflichtung, sondern statuierte in Art. 5
lediglich allgemeine Pflichten der Hersteller im Zusammenhang mit
der Typgenehmigung / Übereinstimmung der Produktion.

21 Vgl. Wiebe/Schucht, NZV 2022, 209, 211ff. zu einer allgemeinen
Einordnung der Herstellerpflichten bzw. der Pflichten sonstiger Wirt-
schaftsakteure.

22 Vgl. Wiebe/Schucht, NZW 2022, 209, 212 ff.
23 Vgl. Wiebe/Schucht, NZW 2022, 209, 213 ff.
24 Vgl. Wiebe/Schucht, NZW 2022, 209, 213 ff.
25 Wiebe/Schucht, NZW 2022, 209, 213.
26 Siehe Art. 15 Abs. 1 lit. d VO (EU) 2018/858 (Pflichten der Bevoll-

mächtigten des Herstellers); Art. 16 Abs. 7 VO (EU) 2018/858 (Pflich-
ten der Einführer); Art. 18 Abs. 2 VO (EU) 2018/858 (Pflichten der
Händler).

27 Vgl. Kapoor, in: Klindt, ProdSG, § 6 Rn. 63.
28 Vgl. Wiebe/Schucht, NZW 2022, 209, 215 ff.



ein Risiko, ein schwerwiegendes Risiko, ein mutmaßliches
Vorkommnis oder Probleme bei der Nichteinhaltung der
Vorschriften handelt. Die Verpflichtung zur Prüfung der Be-
schwerden gilt für all diese Beschwerdegegenstände glei-
chermaßen.

Diese denkbar weitreichende Verpflichtung führt dazu, dass
die jeweilige Erfüllung mit einem erheblichen zeitlichen,
wirtschaftlichen und personellen Aufwand verbunden sein
kann. Es ist daher darauf zu achten, dass möglichst effi-
ziente Prozesse eingeführt werden.

bb) Risiken
Ferner ist zu beachten, dass die Pflicht zur Prüfung von
Beschwerden nicht nur für schwerwiegende bzw. erheb-
liche Risiken oder ernsten Gefahren gilt, welche die ansons-
ten üblichen tatbestandlichen Anknüpfungspunkte der VO
(EU) 2018/858 darstellen, sondern für alle denkbaren Risi-
ken.

Da dieser Begriff in der VO (EU) 2018/858 jedoch nicht
definiert ist, ist für eine Abgrenzung, insbesondere zum
Begriff der Gefahr, ein Rückgriff auf die Verordnung (EU)
2019/102029 (nachfolgend auch „Marktüberwachungsver-
ordnung“ genannt), welcher nach Art. 2 Abs.1 der Markt-
überwachungsverordnung möglich ist, erforderlich.

Nach Art. 3 Nr.18 der Marktüberwachungsverordnung ist
ein Risiko

das Verhältnis zwischen der Eintrittswahrscheinlich-
keit einer Gefahr, die einen Schaden verursacht, und
der Schwere des Schadens.

Im Unterschied zum Risiko, welches also das Verhältnis von
Schadenseintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des
Schadens beschreibt, beschreibt der Begriff der Gefahr aus-
schließlich mögliche Schadensursachen.

cc) Mutmaßliche Vorkommnisse
Auch der Begriff des mutmaßlichen Vorkommnisses ist in
der VO (EU) 2018/858 nicht definiert. Wie beim Risiko-
begriff gibt die VO (EU) 2018/858 keine Hinweise, die zur
Auslegung des Begriffs herangezogen werden können.
Vielmehr wird in der VO (EU) 2018/858 lediglich der relativ
weit gefasste Begriff des mutmaßlichen Vorkommnisses
genannt.

Im Gegensatz zum Risikobegriff enthält allerdings auch die
VO 2019/1020 keine Definition oder Anhaltspunkte für eine
Auslegung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs.

Es bleibt daher vorerst offen, was mit diesem denkbar
weiten Begriff gemeint ist. Dies ist insofern bedenklich,
als bei einer strengen Auslegung des Begriffs letztlich
fast jede Beschwerde eines Fahrzeughalters oder -fahrers
einen Verdachtsfall darstellen kann – selbst wenn es sich
um (einfache) Qualitätsprobleme oder Fälle offensicht-
lichen Fehlgebrauchs des Kfz-Produkts handelt. Im Rah-
men einer systematischen und am Schutzzweck orien-
tierten Auslegung der Norm dürften sich die Vorkomm-
nisse wahrscheinlich auf Probleme bei der Nichteinhal-
tung der Vorschriften (Nichtkonformität) beziehen,
sodass jedenfalls unterschwellige Qualitätsprobleme (also
solche, die offensichtlich keine ernste Gefahr und/oder
auch keine Nichtkonformität darstellen) wahrscheinlich
keine gesteigerte oder vertiefte Prüfpflicht nach sich zie-
hen dürften.

dd) Probleme bei der Nichteinhaltung der Vorschriften
Probleme bei der Nichteinhaltung der Vorschriften können
grundsätzlich alle Beschwerden sein, die auf der Nichtkon-
formität des Produkts beruhen oder hiermit im Zusammen-
hang stehen. Nach Art. 3 Nr. 7 der Marktüberwachungsver-
ordnung ist Nichtkonformität

jede Nichteinhaltung der Anforderungen gemäß den
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union oder
dieser Verordnung.

Im Anwendungsbereich von Art. 13 Abs. 7 der VO (EU)
2018/858 bezieht sich dies in Anbetracht des Gegenstands
der VO (EU) 2018/858 insbesondere auf jede Form der
technischen Nichtkonformität. Insofern verweist Art. 5
Abs. 1 VO (EU) 2018/858 auf die nach der Verordnung
einzuhaltenden technische Anforderungen. Nach Absatz 2
der Vorschrift gilt hinsichtlich der Nichteinhaltung Fol-
gendes:

Bei Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen und selbstständigen
technischen Einheiten gilt, dass sie diese Verordnung ins-
besondere dann nicht einhalten, wenn

a) sie von den Angaben in den EU-Typgenehmigungs-
bogen und deren Anlagen oder von den beschreibenden
Angaben in den Prüfberichten stärker abweichen, als
nach dem betreffenden Rechtsakt zulässig ist;

b) die im betreffenden Rechtsakt festgelegten Leis-
tungskriterien oder Grenzwerte für die Serienproduk-
tion nicht unter allen im betreffenden Rechtsakt er-
laubten Bedingungen eingehalten worden sind;

c) die Genehmigungsbehörden, die Marktüber-
wachungsbehörden oder die Kommission nicht in der
Lage sind, eine Herstellerangabe im Beschreibungs-
bogen unter den Bedingungen des einschlägigen
Rechtsakts nachzuvollziehen.

Für die Bewertung der Erfüllung der Anforderungen nach
diesem Absatz werden ausschließlich die Kontrollen, Prü-
fungen, Inspektionen und Bewertungen berücksichtigt, die
von den Genehmigungsbehörden, den Marktüberwachungs-
behörden und der Kommission oder in deren Auftrag durch-
geführt wurden.

In jedem Fall, in dem eines der Kriterien des Art. 5 Abs. 2
lit. a)–c) VO (EU) 2018/858 in einer Beschwerde genannt
wird oder einschlägig sein kann, muss von einer tech-
nischen Nichtkonformität ausgegangen werden, welche
gemäß Art. 13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858 zu überprüfen ist.

b) Die Pflicht zur Verzeichnung von Beschwerden
Darüber hinaus ist der Hersteller nach Art.13 Abs. 7 Uabs. 2
VO (EU) 2018/858 verpflichtet, die eingegangenen Be-
schwerden in einem Verzeichnis zu erfassen. Eine besondere
Form wird nicht verlangt. Auch geht aus der Regelung nicht
hervor, welche Angaben im Einzelnen zu einer Beschwerde
zu verzeichnen sind. Die Norm verlangt lediglich, dass die
Informationen angegeben werden, die zur genauen Ermitt-
lung des betroffenen Typs eines Fahrzeugs, Systems, Bauteils
oder einer selbstständigen technischen Einheit benötigt wer-
den. Da diese Angaben allerdings von Beschwerde zu Be-
schwerde unterschiedlich sein können, lässt sich allenfalls
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grob überschlägig ein Mindestumfang an Angaben bestim-
men, welchen eine Beschwerdeverzeichnung enthalten
muss.

Allgemein lässt sich festhalten, dass die Informationen, die
zur Identifizierung der betroffenen Fahrzeugtypen, Syste-
me usw. erfasst werden, so detailliert sein müssen, dass eine
ausreichend geschulte oder qualifizierte Person nachvoll-
ziehen kann, warum (ausschließlich) ein bestimmter Fahr-
zeugtyp oder ein bestimmtes System betroffen ist. Es ist
daher darauf zu achten, dass die Einträge im Beschwerde-
verzeichnis so detailliert erfolgen, dass die Beschreibung
alle relevanten Aspekte der Beschwerde enthält, damit sie
wirksam bearbeitet werden kann, das heißt der Hersteller in
die Lage versetzt wird, die zugrundeliegenden technischen /
sicherheitsrelevanten Probleme zu bewerten und sicherzu-
stellen, dass Abhilfemaßnahmen auf der Grundlage der
jeweiligen Beschreibung ohne unnötige Verzögerung ge-
troffen werden.

c) Die Unterrichtungspflicht gegenüber Händlern und Ein-
führern

Schließlich müssen die Hersteller im Falle mit Gründen
versehener Beschwerden ihre Händler und Einführer davon
informieren.

Bereits auf den ersten Blick ist ersichtlich, dass auch dieser
Regelungsgegenstand die zu wünschende sprachliche und
inhaltliche Präzision vermissen lässt. So ist weder erkenn-
bar, wann eine Beschwerde mit Gründen versehen ist, noch
was genau Umfang und Rechtsfolge sein sollen, wonach der
Hersteller verpflichtet ist, seine Händler und Einführer da-
von zu unterrichten.

Insbesondere ist unklar, ob dies tatsächlich bedeutet, dass
die Beschwerden, wie der Wortlaut nahelegt, inhaltlich hin-
reichend detailliert sein müssen. Zwar wäre es insoweit
schlüssiger, dass es nicht auf den Detaillierungsgrad der
Beschwerde ankommt, sondern auf das Ergebnis der oben
genannten Prüfung. Diese ergebnisorientierte Auslegung
ist aber letztlich mit dem Wortlaut der Vorschrift unver-
einbar. Insoweit stellt die Vorschrift nicht auf Ergebnisse
der Prüfung, sondern auf die Beschwerde selbst ab, sodass
es materiell letztlich ausschließlich auf die Beschwerde
selbst ankommen kann.

Auch der Bezugspunkt der Gründe, mit denen die Be-
schwerde versehen wird, ist unklar. Dies ist deshalb proble-
matisch, weil der Wortlaut grundsätzlich auch die Angabe
von Gründen, aus denen die Beschwerde erfolgt, genügen
lassen würde. Dies würde selbst dann gelten, wenn diese
Gründe keinerlei Relevanz für das beschwerdegegenständ-
liche Problem haben.

Ein weiteres Problem des Wortlauts der Regelung wird
klar, wenn die Formulierung in der deutschen Fassung
der VO (EU) 2018/858 mit der englischen Fassung vergli-
chen wird. Denn nach dieser besteht für den Hersteller die
Verpflichtung to keep the importers and distributors infor-
med thereof. Die Diskrepanz zwischen den Formulierun-
gen ist deshalb beachtlich, weil die englische Fassung,
zusätzlich zu der Informationspflicht im Falle einer mit
Gründen versehenen Beschwerde dem Hersteller die Pflicht
auferlegt, die Einführer und Händler darüber informiert zu
halten.

Auch insofern führt die unbestimmte Formulierung des
Art. 13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858 in den verschiedenen
Sprachversionen zu erheblichen Auslegungsproblemen.
Denn ein Informierthalten über einen einmaligen Um-
stand – also die mit Gründen versehene Beschwerde –
scheint weder vom Verordnungsgeber gewollt noch sinn-
voll. Vielmehr dürfte eine solche Regelung darauf abzie-
len, die Händler und Einführer über die Entwicklung der
Bearbeitung der Beschwerde zu informieren. Dies könnte
insbesondere vor dem Hintergrund angenommen werden,
dass Händler und Einführer über mögliche Rückrufe in-
formiert werden, um diese Informationen an die betroffe-
nen Fahrzeughalter weiterzugeben. Ein solches Verständ-
nis lässt sich jedoch dem Wortlaut der Regelung nicht
entnehmen.
Letztlich ist daher neben der Definition der begründeten
Beanstandung auch die Rechtsfolge der Vorschrift unklar.
Eine entsprechende Klarstellung der Verordnung ist wün-
schenswert.
Insgesamt führt der unbestimmte Tatbestand des Art. 13
Abs. 7 Uabs. 2 VO (EU) 2018/858 zu der bizarren Rechts-
folge, dass eine vom Beschwerdeführer mit Gründen ver-
sehene Beschwerde – gleich, welchen Inhalt diese Gründe
haben – eine Informationspflicht des Herstellers gegenüber
den Einführern und Händlern auslöst. Abhängig von der
Auslegung der verschiedenen gleichsam gültigen Sprach-
fassungen besteht diese Informationspflicht sogar nicht nur
einmalig, sondern fortlaufend.

III. Zusammenfassung

Jede Reklamation oder Kundenbeschwerde kann auf einen
Serienschaden hinweisen und Feldmaßnahmen nach sich
ziehen. Die Unterhaltung eines Beschwerdemanagement-
systems ist ein wichtiger Umstand, den ein Hersteller auch
in eigenem Interesse zu beachten hat.
Es ist zu begrüßen, dass der Gesetzgeber zunächst die
allgemeinen produktsicherheitsrechtlichen Regelungen
zum Beschwerdemanagement / Beschwerdebuch als Aus-
gangspunkt gewählt hat, entsprechende Verpflichtungen
bereichsspezifisch niederzulegen. Die Regelungen des
Art. 13 Abs. 7 VO (EU) 2018/858 sind sprachlich und in-
haltlich nicht vollumfänglich klar. So lässt sich der Vor-
schrift nicht klar entnehmen, in welchem Umfang und in
welcher Weise ein Eintrag ins Beschwerdeverzeichnis vor-
zunehmen oder gar in welcher Form ein derartiges Ver-
zeichnis zu führen sei. Konkretisierende Normen und
Rechtsakte fehlen bisher.
Vor dem Hintergrund, dass Marktüberwachungsbehörden
in praxi gelegentlich die Vorlage des Beschwerdebuchs ver-
langen und darüber hinaus eine unterlassene Mitwirkung
bei Marktüberwachungsmaßnahmen Bußgelder nach sich
ziehen kann, wären eindeutigere Compliance-Vorgaben
wünschenswert.
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